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Jacqueline Badran
DieseWoche feiertenwir das Nationalrats-
präsidium von Jürg Stahl. Er erwähnte in
seiner Rede, dassMenschenmit verschie-
densten Funktionen aus Politik,Wirtschaft,
Justiz, Militär, Verbänden, Vereinen und
Sport anwesend seien. Das gefiel mir sehr
und erinnertemich daran, wie einzigartig
wir im SchweizerMiliz- und Konkordanz-
system verschiedene Rollen einnehmen. So
wie das Jürg Stahl alias «Tschügge», auchmit
viel ehrenamtlichemEngagement, selbst
verkörpert. Der umwerfende Auftritt unserer
Spitzenkunstturner im Ratssaal hat das
unterstrichen. Einen Tag später habenwir im
Rat in der Budgetdebatte nur knapp eine
drastische Kürzung bei Jugend und Sport
verhindert. Und für den Spitzensport haben
wir nichts getan. ImGegenteil, die Beiträge
an die geplanten nationalen Sportzentren
werden verzögert und die Kunstturner
bekommen vermutlichweniger Geld. Das
finde ich äusserst schade.

Gregor Rutz
Mir gefielen dieWorte von Jürg Stahl auch,
denn dasMilizsystem ist die Basis der Eid-
genossenschaft. Jeder Bürger leistet Militär-
dienst, und viele engagieren sich in unzähli-
gen Vereinen und Verbänden. Ehrenamtliche
Arbeit ist wichtig für das Funktionieren
unseres Gemeinwesens. Leider wird das
Verständnis für solche ehrenamtlichen Tätig-
keiten in Zeiten desWohlstands nicht grös-
ser. Das beginnt bei uns selber – schauenwir
nur die steigenden Entschädigungen für
Parlamentarier an. Ähnlich ist es in anderen
Bereichen. Als Gönner verschiedener Sport-
verbände bin ich der Auffassung, dass Sport
sehr wichtig ist. Hier leiste auch ich gerne
einen Beitrag. Gerade die Jugendlichen
finden in Sportklubs eine sinnvolle Betäti-
gung. Doch Sport ist keine Staatsaufgabe.
Darumhabe ich gegen die Budgetaufsto-
ckungen im Sportbereich gestimmt (es ging
nicht umKürzungen).Wenn sportliche Akti-
vitäten nur nochmit Staatsgeldernmöglich
sind, ist es nicht gut.

Jacqueline Badran
Sie verzerrenwieder einmal die Tatsachen.
Wir sind das am schlechtesten bezahlte Par-
lament derWelt. Undwir kennen keine Par-
teienfinanzierung, was an eine Bananen-
republik erinnert. Unsere direkte Demokra-
tie-Industrie ist allein von ehrenamtlicher
Tätigkeit abhängig. Das bevorzugtMilliar-
därsparteien. Aber zurück zumThema:Wir
haben eine Kürzung verhindert, auch das
sagen Sie falsch. Eine Staatsaufgabe ist das,
was wir demokratisch als solche definieren.
Gibt es jemanden, der Jugend-&-Sport-Kurse
nicht für enormwichtig hält und Sport als
eine der sinnvollsten Tätigkeiten für Jugend-
liche ansieht? Aber Breitensport lebt nun
einmal von ehrenamtlichen Helfern, dem
Einsatz der Eltern und andererseits auch von
Staatsbeiträgen. Undwennwir den Spitzen-
sport finanziell nicht unterstützen, findet
der schlicht nichtmehr statt.

Gregor Rutz
Nein, liebe Frau Badran, da liegen Sie falsch.
Und nicht unserMilizsystem, sondern die
absurden Kontrollgesetze zur Parteienfinan-
zierung in anderen Staaten sind absurd – eine
riesige Bürokratie ohne jedeWirkung! Darum
ist dasMilizsystem sowertvoll. Selbstver-
ständlich sind gewisse staatliche Beiträge
sinnvoll. Aber die gibt es ja schon. Auch die
Infrastruktur ist hervorragend – die Schweiz
hat tolle Sportanlagen.Wasmich stört, ist
das steteWachstumunserer Budgets und das
permanente Heraufbeschwören desWelt-
untergangs, wennman einen Budgetposten
einmal nicht erhöhenwill. Hand aufs Herz:
Ist es normal, dass wir jedes Jahrmehr Steu-
ergelder ausgeben? Seit ich politisch tätig
bin, steigen die Gesamtausgaben jedes Jahr
an – das könnte sich keine Firma leisten!

Jacqueline Badran
Das stimmt.Wir sind aber leidigerweise auch
jedes Jahr 80000Menschenmehr. Die Aus-
gaben pro Kopf steigen kaum. Und gerade
dieWirtschaft lagert viele Kosten, die sie
früher selbst getragen hat, an die Gemein-

schaft aus. Und tun Sie nicht so, als ob Sie ein
grosser Ausgabenvermeider wären. Das ist
doch nur für die Sonntagsreden.Militär,
Landwirtschaft und Strassen können Ihnen
gar nicht genug kosten. Das Gleiche gilt für
die Gesetze.Wir wollten dieseWoche im
Rahmen des Stabilisierungspakets das
Risiko-Sportarten-Gesetz abschaffen, wel-
ches die Zulassungen für Anbieter von Ski-
schulen, Bergführern oder Riverrafting
regelt. Das habenwir nicht, weil die betroffe-
nen Branchen zu Rechtmassiv dagegen
opponiert hatten.Wir sind auch ein Touris-
muslandmit einem Schwerpunkt beim
Sport. Damüssenwir Qualitätsführer sein,
weil wir preislich nichtmithalten können.
Undwegen des Binnentourismusmüssen
wir auch den Breitensport unterstützen.
Schon deshalb verstehe ich Ihre Haltungmit
der Sportförderung nicht.

Gregor Rutz
Es stimmt, dass wir immermehrMenschen
sind in der Schweiz, über zweiMillionen von
ihnen Ausländer. 80 Prozent der Zuzüger
arbeiten in Berufen, wo keinMangel
herrscht. Es sind also Leute, welche dieWirt-
schaft nicht braucht. Darum kämpfe ich für
eine ehrliche Umsetzung derMasseneinwan-
derungsinitiative. Zweitens: Selbstverständ-
lich bin ich für eine Senkung der Staatsaus-
gaben, und neue Steuern lehne ich aus Prin-
zip ab. Bei Armee und Landwirtschaft sta-
gnierten die Ausgaben in den letzten Jahren,
während überall sonst aufgestockt wurde;
dies einfach zur Information. Drittens: Ich
habe für die Abschaffung des von Ihnen
erwähnten Gesetzes (und auch anderer
Gesetze) gestimmt, weil mir die Paragrafen-
flut Angstmacht. Natürlich sind Tourismus
und Sport wichtig. Doch es sind da Unter-
nehmergeist und Engagement gefragt, nicht
Subventionen und Staatsgelder. Darum
habenwir am Schluss auch das Budget abge-
lehnt. Nicht wie die SP, welche einfachmehr
ausgebenwollte, sondernweil wir es nicht
unterstützen können, dass die Ausgaben
immermehr ins Uferlose wachsen.
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Es ist kein
Zufall, dassdie
Parteien am
rechtenRand,
die überall
in Europa
aufdem
Vormarsch
sind, immer
häufiger
vonFrauen
angeführt
werden.

Der Königsweg der Schweiz:
Umsetzung der Massenein-
wanderungsinitiative via
Leerstellenmelde- und Be-
werbungsgesprächspflicht
jetzt doch ohne schriftliche
Absagebegründungspflicht,
aber mit Inländervorrang
in Berufen mit extrem hoher
Arbeitslosigkeit.
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Zur gelungenen Umsetzung der
Zuwanderungsinitiative.

Wie elegant Doppelbelastung
doch aussehen kann: Das Kleid
sitzt perfekt, Ivankas langes
blondes Haar harmoniert mit

ihremAlabasterteint, dem beigen Bürostuhl,
auf dem sie sitzt, und demOutfit von Söhn-
chen Theodor auf ihrem Schoss. Selbst
der weisse Stift in der perfektmanikürten
Hand ist farblich assortiert. Mit diesemBild
bedankte sich die Tochter des designierten
US-Präsidenten auf Instagram für die Unter-
stützung ihrer Kampagne «WomenWho
Work». Im dazugehörigen Video auf ihrer
Website lässt sie dieWelt wissen, dass ihr
Alltag zuweilen hektisch sei, sie jedoch jeden
Abendmit demWissen nach Hause komme,
dassMann und Kinder sie liebten.Was aus
Ivankas hübschemMund kommt, ist so
geschmeidig austariert, dass vomKonflikt
Kind und Karriere nur noch ihr figurbetontes
Kleid in Erinnerung bleibt. Das kannman
sich übrigens auf derWebsite gleich in den
Warenkorb laden. So geschäftstüchtig und
porentief rein war Feminismus noch nie.

Niemand hatte imNovember 2014, als die
Tochter Trumps diese Kampagne lancierte

und sich von einer halbprivaten Personmit
Job und Familie in eine pseudo-emanzipato-
rischeModemarke verwandelte, damit
gerechnet, dass ihr dereinst die Rolle zufal-
lenwürde, die geschmacklosen Entgleisun-
gen ihres Vaters weichzuspülen. Der Per-
woll-Feminismus ist zwar keine Erfindung
des amerikanischenWahlkampfs, doch so
konsequent wurde er noch nie eingesetzt.
Ivanka Trump ist der personifizierte Höhe-
punkt der Lifestylisierung der Frauenbewe-
gung, die bereits in den achtziger Jahren des
letzten Jahrhunderts begonnen hatte.

AmAnfang dieser Bewegung stand die
sogenannte Powerfrau. Der Dienstleistungs-
sektor blühte, die Erwerbsquote stieg, das
bürgerliche, durch Stand und Gemeinschaft
geprägte Subjekt wurde endgültig vom Indi-
viduum abgelöst, das sich selbst verwirk-
lichte und demDiktat der Leistung unter-
warf. Plötzlich waren sie überall, die neuen
selbstbestimmten Frauen, emsig folgten sie
in den neunziger Jahren den Geboten kör-
perlicher und geistigerMobilmachung, form-
ten ihre Figur in derMittagspause zu einem
Hardbody und bildeten sich abends
irgendwoweiter. Die Powerfrauwar dieWer-
bebotschaft, welche Emanzipation in eine
harmlose Lifestyle-Option verwandelte.
Seither ist jede Frau eine Feministin, die den
Begriff «freieWahl» richtig anwenden kann.
In Hollywood gehört das Label heute zum
Savoir-vivre.

KeinWunder, hat nach derWirtschaft
auch die Politik die Verführungskraft dieser
Emanzipation light entdeckt. Sarah Palin war

die erste Politikerin, die begriff, dassman
damit nicht nur Körpercrème und Botox
verkaufen kann, sondern auch die Botschaf-
ten eingefleischter Abtreibungsgegner. Mit
demBild der kampfbereitenMama Grizzly
mobilisierte sie 2010 konservative Frauen
für die Tea-Party-Bewegung.

Tatsächlich zeigen Umfragen der französi-
schen Politikwissenschafterin NonnaMayer,
dass ein weibliches Gesicht an der Spitze
rechtspopulistischer Bewegungen auf die
Wähler undWählerinnenwie einWeich-
zeichner wirkt. Es ist kein Zufall, dass die
Parteien am rechten Rand, die überall in
Europa auf demVormarsch sind, immer häu-
figer von Frauen angeführt werden: Da sind
Marine Le Pen und ihre NichteMarion an der
Spitze des Front national in Frankreich, die
deutsche AfD-Chefin Frauke Petry, Siv
Jensen, die Finanzministerin Norwegens
und Vorsitzende der rechtspopulistischen
Fortschrittspartei. Oder die Ex-Miss-Belgique
Anke Van dermeersch, die für die rechtsex-
treme Vlaams Belang im Parlament sitzt und
sich in Highheels von Louboutin undmit
feministischen Parolen gegen die Islamisie-
rung des Landes stemmt. Für sie alle ist
Emanzipation keine Haltungmehr. Sie ist
nurmehr einemodische Attitüde, die sie sich
zulegen, um den rückwärtsgewandten und
imKern oft frauenfeindlichen Kurs ihrer
Partei fortschrittlich erscheinen zu lassen
undmehrheitsfähig zumachen.

51 Prozent

IvankaTrumpundderPerwoll-Feminismus
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E
inzelne Gerichte in diesem
Land tun sich noch immer
sehr schwer imUmgangmit
Medien und Öffentlichkeit.
EinWundermittel gegen arro-
gante Geheimniskrämerei

gibt es nicht, aber wenigstens eine gute
alte Hausmedizin gegen den damit
verbundenen Ärger. Das Rezept heisst:
Früher war alles noch schlimmer.

Dasmusste anno 1967 ein Journalist in
Luzern erfahren, der vomKriminalgericht
Schwyz über anstehende öffentliche
Gerichtsverhandlungen informiert
werdenwollte. «Ohne Ihnen nahetreten
zuwollen oder Ihre journalistische Tätig-
keit zu kritisieren», beschied ihm der
Präsident vorweg auf amtlichem Papier,
dass seine letzte Berichterstattung «das
Gericht nicht zu befriedigen vermochte»,
zumal schon der Titel «auf Sensation ein-
gestellt» gewesen sei. Zwar könne er dem
Journalisten nicht verbieten, an öffent-
lichen Verhandlungen teilzunehmen und
darüber zu berichten, schrieb der Krimi-
nalgerichtspräsident und setzte an zum
grossen Aber: «Dagegen kann ich nicht
dazu verpflichtet werden, Ihnen von den
zu behandelnden Fällen imVoraus Kennt-
nis zu geben» Punkt.

ImÜbrigen sei Gerichtsberichterstat-
tung «eine sehr heikle Angelegenheit»,
weshalb die Öffentlichkeit nur von ganz
wichtigen Straffällen erfahren sollte. Das
Kriminalgericht Schwyz urteilemeist
über Unwichtiges wie Unzucht, Diebstahl
oder Betrug, aber kaum je über Fälle von
öffentlichem Interesse. Und über die
«wenigenwirklich interessanten Fälle»
werde das Gericht künftig in einem eigen-
händig verfassten Bulletin informieren.

Das erinnert den Kolumnisten an
das Jahr 1981, als er sich beim einstigen
Eidgenössischen Versicherungsgericht
in Luzern akkreditieren lassenwollte.
Medienberichte seienweder erwünscht
noch nötig, wurde ihm beschieden.
Denn jeden Freitagnachmittag verfasse
ein Gerichtsschreiber einen Text über ein
interessantes Urteil, und der werde via
Schweizerische Depeschenagentur lan-
desweit verbreitet.

Alles, was Recht ist

Unwichtiges
wieUnzucht
oderBetrug

Markus Felber


